
Neue Männer braucht das Land...

Ex-UNA-Chef Schlup 
(alias Colonel-Ravioli): Nach 
Indien-Abstecher jetzt «un­
ser» Mann in Washington.

Ex-BUPO-ChefPeter Huber: 
Nach bezahltem Urlaub je tzt 
«unser» Mann im Bundes- 
am tfür Ausländerfragen.

Urs von Däniken: Lange dar­
bend auf Stellvertreterpo­
sten, mangels Nachwuchs 
«unser» neuer BUPO-Chef.

Bürgerwürde?
Die offiziellen Vertreter dieses Landes, 
dessen unbescholtener Bürger ich bin, 
haben mich wissen lassen, dass ich nun 
doch in meine Dossiers Einsicht nehmen 
darf, jedoch nur, wenn ich einen Scha­
den geltend machen könne.
Leider muss ich aus dieser Forderung 
schliessen, dass die Leute, die angestellt 
und beauftragt sind, die Interessen der 
Bürgerinnen und Bürger zu wahren und 
zu schützen, noch immer nichts begriffen 
haben. Da werde ich jahrzehntelang 
ohne gesetzliche Grundlage, das heisst 
mit der Arroganz eines in einer Demo­
kratie geradezu ungeheuerlichen Macht­
missbrauchs bespitzelt und als Volks-
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feind behandelt, aber anstelle einer mög­
licherweise akzeptablen Entschuldigung 
für diese Machtanmassung erlebe ich 
gleich deren neueste Version:
Anstatt sich bedingungslos für eine wie 
auch immer geartete Wiedergutmachung 
zu verwenden, haben die Staatsdiener 
Sondergesetze erlassen, die gleichermas- 
sen einer Selbstamnestie der Täter wie 
auch einer weiteren Benachteiligung der 
Opfer dienen. Nicht nur eine juristische 
Absurdität, dass den Opfern einer unge­
setzlichen Handlung die Einsicht in be­
weiskräftig dokumentierte Vorgänge erst 
dann gewährt wird, wenn sie nachweisen 
können, dass sie durch eben diese, die sie 
aber gar nicht kennen, geschädigt wor­
den sind. Nein, hier fehlt mehr als nur 
Fingerspitzengefühl, wenn man von ei­
nem Menschen, über den man jahrzehn­
telang konspirativ «Erkundigungen» ein­
geholt hat, ein weiteres Mal Auskünfte 
und Informationen verlangt, bevor end­
lich die Geschädigten Auskunft und In­
formationen erhalten.
Mein Eintreten für Menschenwürde hat 
mein Land beantwortet mit einer Verlet­
zung meiner Bürgerwürde. Dies aber ha­
ben unsere Staatsdiener immer noch 
nicht begriffen. Die Fichierten werden 
auch heute weder als Bürger ernstge­
nommen noch wird ihre Würde respek­
tiert. Schlimmer noch: Man hält sie gar 
nicht für würdige Bürgerinnen und Bür­
ger. Das sagt man uns zwar nicht, aber 
man lässt es uns hinreichend fühlen, 
eben durch den Mangel an Vorstellungs­
vermögen, dass wir darunter leiden, wie 
uns diese Staatsmacht behandelt hat. 
Sonst würden sie erst gar nicht danach 
zu fragen brauchen, ob ich einen Scha­
den erlitten hätte. Indem sie aber danach 
fragen, indem sie es zulassen, dass wei­
terhin die Täter darüber bestimmen, ob 
und wieviele Rechte die Opfer vielleicht 
bekommen, fahren sie mit der Verlet­
zung unserer Bürgerwürde munter fort. 
Es ist mir allerdings ein Trost, dass Wil­
helm Teil, Johann Heinrich Pestalozzi 
und Henri Dunant auch fichiert worden 
wären, wenn es derart ignorante und un­
sensible Politiker damals schon gegeben 
hätte. Michael Dym
PS: Um die Arbeit der Ignoranten zu er­
leichtern: (018.0)300.8/349



Einsichts-
B eschw erden

abgew ürgt:
Gemäss Statistik des Eidg. Fi- 
nanzdepartementes sind bis zum 
1. Juni 1993 total 330 Beschwer­
den gegen zensurierte Fichen 
eingereicht worden. Davon wa­
ren am 1.6.93 noch 92 Be­
schwerden pendent, weitere 179 
wurden zurückgezogen (infolge 
Kostenandrohung) oder abge­
schrieben, 36 wurden abgewie­
sen, lediglich 8 wurden vom 
Bundesrat teilweise gutgeheis­
sen!
Weiter sind total 102 Entschädi- 
gungs- und Genugtuungsbegeh­
ren gestellt worden, wovon bis­
her nur gerade 3 mit einem Ver­
gleich erledigt (von 48 behandel­
ten Begehren). Unterstützt wird 
diese Sparpolitik des Finanzde­
partements vom Bundesgericht. 
Dieses hat kürzlich in einem er­
sten Grundsatzentscheid festge­
halten, dass zur Entschädigung 
von Fichen-Opfem die Tatsache 
von merkwürdigen, falschen 
oder möglicherweise schädlichen 
Aufzeichnungen der Politischen 
Polizei allein noch keine Verlet­
zung der Persönlichkeitsrechte 
von Fichierten darstelle. Zu einer 
Wiedergutmachung könne der 
Staat nur verpflichtet werden, 
wenn die Bundesanwaltschaft 
solche Daten Dritten ausgehän­
digt habe.
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Mitgliederorganisationen des Komitees 
«Schluss mit dem Schnüffelstaat»

(in alphabetischer Reihenfolge): Aktion Fi­
nanzplatz Schweiz-Dritte Welt; Alternative 
Socialist Verte (Nyon); Anti-Apartheid-Be- 
wegung AAB; Arbeitsgemeinschaft Rü­
stungskontrolle und Waffenausfuhr ARW; 
Beratungsstellen für Militärverweigerer; 
CEDRI; Centrale Sanitaire Suisse CSS; 
Christlicher Friedensdienst CFD; Combat 
Socialiste Jura; Contratom Genf; Demo­
kratische Juristlnnen Schweiz DJS; Ecolo­
gie et Solidarité Fribourg; Erklärung von 
Bern EvB; Federazione Colonie Libere 
Italiane FCLIS; forum langenthal; Forum

Dossiereinsicht: Los geht’s!
über 5000 Personen (von ca. 
29’000) haben an ihrem Recht auf 
Dossiereinsicht festgehalten. Nach 
Ansicht des Komitees Schluss mit 
dem Schnüffelstaat ein Erfolg, be­
denkt man, dass jede und jeder 
noch einmal zu Briefpapier und Ku­
gelschreiber greifen und ein Inter­
esse geltend machen musste. Also 
etwas einfordern musste, das 
sielet schon längst verlangt hatte. 
Insofern ist die bürgerliche Verhin­
derungstaktik nicht aufgegangen. 
Am Sonderbeauftratgen René Ba­
cher liegt es nun, wie liberal -  oder 
eben nicht -  er die Gesuche hand­
haben, akzeptieren wird. Die er­
sten Gesuche werden jetzt behan­
delt, Akten verschickt oder -  was 
durchaus möglich ist -  eingereich­
te Gesuche als nicht genügend zu­
rückgewiesen.

Hochrechnungen des Sonderbeauf­
tragten haben folgende Dossier- 
Durchschnittswerte ergeben: Pro
Person gibt es Akten aus 10 ver­
schiedenen Dossiers, durchschnitt­
lich je 10 Seiten Material ergibt 100 
Seiten BUPO-Dossiers, die per Ein­
schreiben an die Gesuchstellerinnen 
verschickt werden.
Das Komitee Schluss mit dem 
Schnüffelstaat ist auf alle Rückmel­
dungen dringend angewiesen und 
steht selbstverständlich mit Rat und 
Tat weiterhin zur Verfügung unter 
Tel. Nr. 031/45 48 58!
♦  Wer hat bereits Akten erhalten? 
Wie sehen sie aus? Sind sie vollstän­
dig? Fehlt etwas? (Allenfalls ver­
gleichen mit städtischen oder kanto­
nalen Akten, Dossier-Nummern 
kontrollieren), wie sieht die Zensur 
aus im Vergleich zur Fiche?

♦  Sind Einsichtsgesuche zurückge­
wiesen worden? Wenn ja weshalb, 
mit welcher Begründung?
♦  Bisher vom Sonderbeauftragten 
keine Rückmeldung erhalten?

Schickt uns Eure Dossiers
Was wir jetzt brauchen -  zu den Fi­
chen -  sind Eure Akten. Selbstver­
ständlich garantieren wir absolute 
Diskretion, nichts wird veröffent­
licht oder verwendet (z.B. für die 
Vernetzung mit Dritten) ohne Eure 
ausdrückliche Zustimmung. Falls 
Ihr keinen oder nur erschwerten Zu­
gang zu Kopiergelegenheit habt: 
Schickt uns die Originale, wir ko­
pieren sie und schicken sie Euch 
umgehend zurück (bitte entspre­
chend als Originalakten kennzeich­
nen). Denn einmal mehr gilt: Infor­
mationen vernetzen!

Zürich: Hartnäckigkeit lohnt sich
Dass es sich trotz allem lohnt, hart­
näckig zu bleiben, erlebte J.P. in 
Zürich. Gegen die Einschwärzun­
gen auf seiner kantonalen Fiche 
machte er -  analog zum Verfahren 
Ficheneinsicht beim Bund -  eine 
Beschwerde beim Regierungsrat 
des Kantons Zürich. Ein Schreiben 
der Staatskanzlei bestätigte den Er­
halt seiner Beschwerde und offe­
rierte ihm, auf Verlangen die Ver­
nehmlassung der Amtsstelle, auf 
deren Antrag die angefochtene 
Verfügung ergangen ist, zuzustel­
len. J.P. verlangte diese Stellung­
nahme, erhielt sie dann auch, ohne 
weiteren Kommentar. Nicht 
schlecht staunte er aber, als er -  
ebenfalls ohne Kommentar und 
ohne Vorwarnung, wie z.B. vom 
Bund praktiziert -  den ablehnen­
den Beschluss des Regierungsrates 
mitsamt einer Kostenrechnung von 
total Fr. 491.- erhielt (Fr. 3 5 0 - 
Staatsgebühr, Fr. 135- Ausferti­
gungsgebühr, Fr. 6 -  Porti). Die 
Stadt ihrerseits erhebt für die Bear­
beitung eines Rekurses durch den 
Stadtrat keine Gebühren.

für praxisbezogene Friedensforschung 
Basel; Frauen für den Frieden Schweiz; 
Gesamtschweizerische Konferenz für die 
Stillegung der AKW GK; Gewaltfreie Ak­
tion Kaiseraugst GAK; Grüne Partei der 
Schweiz GPS; Grüne und Bunte Solo­
thurn GuBS; Grünes Baselland; Grünes 
Bündnis Bern; Gruppe Olten; Gruppe 
Schweiz ohne Armee GSoA; Homosexu­
elle Arbeitsgruppe Bern und Zürich HAB & 
HAZ; Homosexuelle u. Kirche -  Oekum. 
Arbeitsgruppe Zürich HuK; IG Rote Fabrik 
Zürich; Junger Landesring der Schweiz 
JLdU; Jungsozialistlnnen Schweiz JUSA; 
Komitee gegen die Aushöhlung des Asyl­
rechts; Kritisches Forum Uri KFU; Lan-

Die Prüfung der Beschwerde 
brachte u.a. zu Tage, dass J.P. bei 
verschiedensten kantonalen Poli­
zeistellen hätte Einsicht verlangen 
sollen, was er aber wiederum im 
voraus nicht wissen konnte. Zur 
Einschwärzung einer Textstelle 
liess der Regierungsrat verlauten: 
Es bestehe die Gefahr, J.P. könnte 
aufgrund des Berichts über die 
Vorbereitungssitzung zu einer 
Demo und Veranstaltung (vom 
Juni 1985!) herausfinden, wer da­
mals an besagter Sitzung als Poli­
zeispitzel anwesend gewesen sei... 
J.P. war finanziell als Werkstudent 
nicht in der Lage und -  zu Recht -  
nicht bereit, diese Kosten zu über­
nehmen. Nicht zuletzt auch, weil 
das Kostenverfahren beim Bund -  
das quasi als Präjudiz i.S. Staats­
schutzakten für die Kantone gelten 
müsste -  anders gehandhabt wird. 
Er wandte sich an das Sekretariat 
des Komitees «Schluss mit dem 
Schnüffelstaat», welches ihm u.a. 
riet, den kantonalen Ombudsmann 
anzurufen, bzw. ein Kostenerlass­
gesuch einzureichen.

desring der Unabhängigen LdU; Ligue 
Suisse des Droits de l’Homme; Mouve­
ment Anti Apartheid MAAS; MOZ Zürich; 
Netzwerk für Selbstverwaltung; NOGERE- 
TE; Partei der Arbeit Schweiz PdAS; Parti 
Chrétien Socialiste Fribourg PCS; Partito 
Socialista; POCH Zürich u. Basel; PRO- 
DUGA Künstlerinnengruppe; Rassemble­
ment Jurassien; Schweiz. Arbeiterhilfs­
werk SAH; Schweiz. Arbeitsgemeinschaft 
der Jugendverbände SAJV; Schweiz. 
Energie-Stiftung SES; Schweiz. Friedens­
bewegung; Schweiz. Friedensrat SFR; 
Schweiz. Joumalistlnnen-Union SJU; 
SGA-Zug; Soldatenkomitee; Sozialdemo­
kratische Partei der Schweiz SPS; (sowie

Der Erfolg war gleich zweifach:
Seinem Gesuch um Kostenerlass 
wurde vollumfänglich entsprochen 
und Ombudsmann Wirth bestätig­
te ihm mit Schreiben vom 29. 
April 1993, dass er «eine ausführ­
liche Eingabe betreffend diese Re­
kurskosten an den Regierungsrat 
gerichtet habe. Ich habe den Re­
gierungsrat ausserdem ersucht, bis 
zur Abklärung der grundsätzlichen 
Aspekte auf den Bezug dieser Ko­
sten zu verzichten und die Be­
handlung Ihres sowie allfälliger 
anderer Erlassgesuche zu sistie- 
ren.» Der Regierungsrat hat noch 
keinen Entscheid gefällt.

die Kantonalparteien SP Aargau, Luzern, 
Schwyz, Uri, Wasseramt); Sozialistisch- 
Grüne Jugend Luzern SGJ; Sozialistische 
Arbeiterinnen Partei SAP; Studentinnen­
schaft Uni Basel; SUB-Vorstand Uni Bern; 
Syndikat Schweiz. Medienschaffender 
SSM; terre des hommes Schweiz, 
Deutschschweizer Sektion; Verband 
Schweiz. Filmgestalterlnnen; Verband 
Schweiz. Postbeamter; Verein Feministi­
sche Wissenschaft Schweiz; Verein 
Schweiz. Hanf-Freunde; Verein TAS; 
VPOD Kanton Solothurn; VPOD Schweiz; 
VSU Uni Zürich; Zürcher Arbeitsgemein­
schaft für Jugendprobleme ZAGJP; AL 
Züri 1990.



Gut gelogen ist halb befördert -  zum ersten:

Neuer Posten für 
Ex-BUPO-Chef Huber

Nach gut zwei Jahren bezahltem Ur­
laub und um zu verhindern, dass Hu­
bers Klage beim Bundesgericht 
durchkommt (Huber wollte wieder 
BUPO-Chef werden!), hat der Bun­
desrat für den Ex-BUPO-Chef end­
lich wieder eine Stelle gefunden: 
Trotz Personalstopp in der Bundes­
verwaltung und trotz der Tatsache, 
dass Huber den Bundesrat, das Parla­
ment und die Öffentlichkeit mehr­
mals angelogen hatte, wird für Huber 
jetzt innerhalb des Bundesamtes für 
Ausländerfragen (BfA) eigens eine 
neue Abteilung geschaffen: Als stell­
vertretender Direktor im BfA steht er 
hierarchisch über dem neu ernannten 
Abteilungschef «Migration, innere 
Sicherheit und Strategien, Zentrales 
Ausländerregister». Bei dieser neuen 
Sicherheitsabteilung handelt es sich 
um eine Art «Zentralstelle zur Inte­
gration in die Festung Europa» 
(Schengener Abkommen, Massnah­
men gegen «illegale Einwanderung», 
Personenkontrolle an der Grenze 
etc.). Das Feindbild Ausländer ist für 
Huber ja bekanntlich nichts Neues, 
sind unter seiner damaligen BUPO- 
Führung doch besonders viele aus­
ländische Personen fichiert und 
Flüchtlingsakten überprüft worden.

Verwaltungsbeschwerde 
gegen Huber abgelehnt

Eine Verwaltungsbeschwerde gegen 
Huber im Zusammenhang mit dem 
Fichenskandal wurde von EJPD-Ge- 
neralsekretär Armin Walpen, wen 
wundert’ s, abgelehnt. Schlimmer 
noch: Huber wurde noch während 
des hängigen Beschwerdeverfahrens

vom Bundesrat in sein neues Amt 
gewählt.
Die Vorgeschichte: K., Jurist und 
Offizier, kritisierte in einem Leser­
brief im August 1989 die Registrie­
rung von Ostblockreisenden (und 
gab darin Tips, wie man sich diesen 
gesetzeslosen Registrierungen ent­
ziehen kann). Die Kapo Bern las den 
Brief und machte umgehend Mel­
dung an die BUPO. K. wurde dar­
aufhin vom damaligen BUPO-Chef 
Huber per Brief nach Bern zu einem 
Gespräch vorgeladen, «da ich davon 
ausgehe, dass Sie als Jurist und Offi­
zier eine grundsätzlich positive Hal­
tung gegenüber unserem Staat und 
seinen Einrichtungen einnehmen...» 
K. akzeptierte die Einladung und 
traf Huber am 28. September 1989. 
Zwei Monate später präsentiert die 
PUK EJPD ihren ersten Bericht und 
K. verlangt seine Fiche. Diese wird 
ihm im Oktober 1990 zugeschickt 
und K. muss feststellen, dass alles 
fein säuberlich von der BUPO regi­
striert worden war: Sein Leserbrief, 
die Notiz der Kapo Bern dazu, Hu­
bers Einladungsschreiben und eine 
Aktennotiz Hubers über das persön­
lich geführte Gespräch mit K. !

Hat ein anderer gelogen, 
um seine Haut zu retten?
Nachfolgend dokumentiert Fichen- 
Fritz exklusiv und ohne weiteren 
Kommentar einige Auszüge aus der 
persönlichen Stellungnahme Hubers 
vom 22. Januar 1992 zur Beschwer­
de von K.
«Es ist jedoch besonders schmerz­
haft, dass der in zahlreichen Punkten 
tatsachenwidrige und tendenziöse 
PUK-Bericht nun auch noch im 
Rahmen einer Aufsichtsbeschwerde 
gegen mich ins Felde geführt 
wird...»
«...Der (PUK-)Bericht muss eben 
nicht materiell wahr sein; es genügte 
offensichtlich ’politische Wahrheit’, 
was immer man darunter auch ver­
stehen mag!...»
«...auch wenn ich mich an diesbe­
zügliche Einzelheiten erinnere, ist 
doch richtig, dass ich auf die Proble­
matik namentlich im Zusammen­
hang mit der Auslegung von Art. 17 
BStP sowie das Fehlen eines Geset­
zes für Bundesanwaltschaft und

Bundespolizei hingewiesen habe...» 
«...Ich vermag jedoch nicht einzu­
sehen, weshalb sich der Beschwer­
deführer auf diesen Punkt kapriziert. 
Ich hatte keinen Grund zu verheim­
lichen, dass der Bundespolizei An­
gaben zur Person des K. zugegangen 
waren, war dies doch ein normaler 
Vorgang im Verkehr zwischen Poli­
zeibehörden, wo die Identifizierung 
aufgefallener Personen ein erstes 
Gebot darstellte...»
«...da ich stets davon ausgegangen 
bin, dass nicht nur negative Erkennt­
nisse über eine Person, sondern auch 
positive oder den Vorgang klärende 
Informationen registriert werden 
sollten, erfolgte eben auch vorlie­
gend ein entsprechender Eintrag...» 
«...Ich habe es nachgerade satt, 
mich in diesem Zusammenhang 
(PUK EMD, UNA-Fichen, Anm. 
Red.) immer wieder gegen den Vor­
wurf der Lüge und des Vertuschens 
wehren zu müssen, wo doch ein an­
derer, um seine Haut zu retten, mich 
belastet, klar gelogen und sogar als 
Zeuge falsch ausgesagt hat!»
Tja, Herr Huber, war es etwa Ex- 
UNA-Chef Hans Schlup, der da so 
schamlos gelogen und falsch ausge­
sagt hat, um seine Haut via New 
Delhi nach Washington zu retten?

Gut gelogen ist halb befördert -  zum zweiten:

Ex-UNA-Chef in die USA
Auch der frühere Chef der Unter­
gruppe Nachrichtendienst und Ab­
wehr (UNA), Hans Schlup, wird 
für sein Lügen rund um die Exi­
stenz der UNA-Fichen belohnt. 
Nachdem im September 1990 der 
Bundesrat eilends eine neue Stelle 
für Schlup schaffte -  er reiste nach 
Indien, um einen Militârattaché- 
Posten in New Delhi zu eröffnen 
(bei einem Gehalt von ca. 200’000 
Franken) -  wird er jetzt nach Wa­
shington weiterbefördert, in der 
Funktion des Verteidigungsatta- 
chés für die Schweiz, trotz PUK- 

EMD Kritik: «...Als früherer Oberkriegskommissär brachte Schlup die 
nötige Erfahrung auf diesem Gebiet (Nachrichtendienst) nicht mit. Die 
PUK EMD erachtet aus diesem Grund die Wahl von Divisionär Schlup 
als problematisch... Die Verteidigungsattachés müssen gemäss den Be­
dürfnissen der UNA und nicht nach den Kriterien des Alters oder des 
Ranges ausgewählt werden.»

Aus a lt 
m ach neu

Noch immer belaste die Fichen­
affäre das Image der Bundespoli­
zei, dies die Aussage gemäss 
«Der Bund» (vom 5.5.1993) von 
Urs von Däniken, seit April 1993 
oberster BUPO-Schnüffler, an­
lässlich einer Veranstaltung des 
Zivilschutzverbandes Bem-Mit- 
telland. Deshalb wurde die Politi­
sche Polizei kurzerhand in Infor­
mationsdienst umgetauft. Aller­
dings: So neu organisiert, wie 
von Däniken behauptet, hat sich 
die BUPO doch nicht, arbeitet sie 
doch immer noch mit dem alten 
Akten-Nummem-Plan, sprich 
mit den alten Feindbildern, und 
sind immer noch die alten 
BUPO-Beamten am werkeln! Da 
nützen denn auch (neue) Gummi­
begriffe wie «Extremismus», 
«organisiertes Verbrechen» oder 
«verbotener Nachrichtendienst» 
gar nichts. Einen Teil dieses 
Nummemplanes hat das Komitee 
Schluss mit dem Schnüffelstaat 
schon vor langer Zeit geknackt. 
Wer die Liste nicht hat: Fichen- 
Fritz Nr. 6 bestellen!



Kantonaler Staatsschutz heute
Seit am 1. Oktober 1992 die Staatsschutz-Verordnung und -Weisungen (ISIS) in Kraft traten (s. FichenFritz 
Nr. 11/September 1992), sind dazu in verschiedenen Kantonen parlamentarische Anfragen eingereicht wor­
den. Hier die vorliegenden Antworten zusammengefasst.

LUZERN

Die bisherige Staatsschutzabteilung 
wurde in Spezialdienst umbenannt. 
Drei Beamte sind mit dieser Arbeit 
beauftragt. Der Kanton erfüllt die 
von der Bundesanwaltschaft aufge­
gebenen Aufträge. Eine Untergruppe 
der Geschäftsprüfungskommission 
erhielt im November Einsicht in die 
Beobachtungsliste, die dem Spezial­
dienst als Arbeitsgrundlage dient. 
Bereits zweimal führte die Luzemer 
Polizei mit grossem Aufwand Kon- 
trollrazzien gegen Auslänerlnnen 
durch. Davon vor allem betroffen 
waren Menschen aus dem ehemali­
gen Jugoslawien, die teilweise -  als 
Folge des Visumszwangs -  ohne 
Aufenthaltsbewilligung bei Bekann- 
ten/V erwandten vorübergehend
Schutz suchen. Kontrolliert wurden 
private Treffpunkte, Restaurants, Ar­
beitsorte, Wohnungen, Häuser., unter 
dem Vorwand der «Drogenbekämp­
fung» und Verstössen gegen das 
Ausländergesetz. Mehrere Personen 
wurden festgenommen und teilweise 
ausgeschafft oder angezeigt.
Auf eine Interpellation aus dem Par­
lament -  namentlich zur Frage, wo­
her die Polizei die Informationen 
über Treffpunkte, Arbeitgeber, 
Wohnungen etc. hatte -  antwortete 
die Luzemer Regierung: «Eine Of­
fenlegung der Informationsquellen 
ist aus Gründen des Persönlichkeits­
schutzes und aus polizeilichen 
Gründen nicht möglich. Die Polizei 
müsste damit rechnen, dass Infor­
mationsquellen versiegen, wenn Na­
men oder nähere Umstände veröf­
fentlicht würden. Ohne Informatio­
nen aber wird eine erfolgreiche Ar­
beit der Polizei erschwert oder gar 
verunmöglicht».

BASEL-LANDSCHAFT

In seiner Antwort vom 2. Februar 
1993 hält der Regierungsrat fest, 
dass er ohne konkreten schriftlichen 
und vom Kanton verifizierten Auf­
trag keine Informationen an die 
Bundespolizei melden will. Bereits 
am 29. September 1992 beschloss 
die basellandschaftliche Regierung, 
die bundesrätlichen Weisungen, so­
weit sie eine solche Informations­
pflicht von Behörden im Kanton 
statuieren, vorläufig nicht zu über­
nehmen. Die Bundesanwaltschaft 
wurde unverzüglich über diesen Be­
schluss informiert.
Für die Bearbeitung der Aufträge 
der BUPO im Bereich Staatsschutz 
ist ein Polizeibeamter mit 20 bis 30 
Stellenprozenten tätig, seine übrige 
Arbeitszeit entfällt auf Abklärungen 
im Zusammenhang mit Spreng-

Stoff- und Falschgelddelikten. 
Folgende Personen sind im Besitze 
der «Beobachtungsliste»: Der Poli­
zeidirektor, der Polizeikommandant, 
der Abteilungsleiter Kommando- 
dienste/Information der Kantonspo­
lizei sowie der Ressortleiter Staats­
schutz des Spezialdienstes der Kan­
tonspolizei.
Von den nach Bern geschickten Be­
richten werden keine Doppel er­
stellt, hingegen führt der Spezial­
dienst eine manuelle Namenkartei 
und eine Geschäftskontrolle.
Der Landrat verabschiedete im De­
zember 1992 gegen den Willen der 
Regierung ein Postulat der Grünen, 
das verlangt, dass die Datenkartei 
über Frauen, die im Kanton BL den 
Antrag auf einen Schwangerschafts­
abbruch gestellt haben, abgeschafft 
wird. Der Kantonsarzt erhält künftig 
keine Gutachten mit vollen Namen 
und Adressen der Frauen mehr, die 
bestehenden Daten sollen vernichtet 
werden. Unterstützt wurde dieser 
Vorstoss von allen Parteien ausser 
einem Teil der SVP/EVP-Fraktion.

BASEL-STADT

Der Regierungsrat des Kantons Ba­
sel-Stadt ist gar nicht erfreut über 
die rechtliche Situation rund um den 
Staatsschutz und nimmt seit Mai 
1992 nur noch BUPO-Aufträge ent­
gegen, wenn ein schriftliches 
Rechts- bzw. Amtshilfegesuch vor­
liegt. Bei den Staatsschutz-Weisun­
gen des Bundes handle es sich bloss 
«um eine Einladung zur Zusammen­
arbeit», sie seien für die Kantone 
nicht bindend. In ihrer Antwort auf 
eine Interpellation hält die Regie­
rung weiter fest, dass kein kantonal 
eigenständiger Staatsschutz mehr 
betrieben werde -  unter Inkaufnah­
me von erheblichen Risiken. 
Allerdings: Der jüngste Entscheid 
der Basler Regierung ist mehr als nur 
bedenklich: Unter dem Titel «Neu­
ordnung des Staatsschutzes» soll die­
ser künftig bei der Staatsanwalt- 
schaft/Kiiminalkommissariat einge­
gliedert werden (vorher Polizei- und 
Militärdepartement). Die Begrün­
dung dazu: «Die Organisation des 
Staatsschutzes kann in der heutigen 
Zeit nicht mehr losgelöst von der Be­
kämpfung des organisierten Verbre­
chens betrachtet werden.» Und: «Zu­
dem ist es ein Merkmal der organi­
sierten Kriminalität, dass u.a. auch 
versucht wird, unter Einflussnahme 
auf Politik, Medien, öffentliche Ver­
waltung, Justiz oder Wirtschaft ille­
gale Ziele zu verfolgen.»
Die Basler Regierung liegt also ganz 
im Trend der Überwachungsstrate­
gen, die bei jeder sich bietenden Ge­

legenheit mittels leeren Begriffen 
wie «organisiertem Verbrechen», 
«Terrorismus», «Extremismus» am 
traditionellen (flächendeckenden) 
Schnüffelstaat festhalten wollen.

STADT BERN

Gestützt auf die kantonale «Verord­
nung über den Einsatz von Bild- und 
Tonaufzeichnungsgeräten durch die 
Polizei bei Massenveranstaltungen» 
hat die Stadtpolizei Bern die «Frau­
endemo» (auch die teilnehmenden 
Männer wurden gefilmt) vor dem 
Bundeshaus vom 10. März 1993 auf 
Video gebannt. Gemäss Artikel 3 
dieser Verordnung sind die Voraus­
setzungen für polizeiliche Bildauf­
nahmen dann erfüllt, wenn «in der 
Vergangenheit bei vergleichbaren 
Veranstaltungen oder Kundgebun­
gen Gewalttätigkeiten verübt wor­
den sind». Die vereinzelten Farb- 
beutel und Schneebälle vom 3. März 
boten dem bemischen Polizeidirek­
tor eine willkommene Rechtferti­
gung. Da am 10. März vor dem 
Bundeshaus alles friedlich verlief, 
müssen die Videoaufnahmen innert 
dreissig Tagen vernichtet werden.

KANTON BERN

Aufgrund eines entstandenen «Vaku­
ums im präventiv-polizeilichen Teil 
des Staatsschutzes» beschloss die 
Berner Regierung am 9. Dezember 
1992, die bestehenden Richtlinien in 
bezug auf die Ausübung der Staats­
schutztätigkeit im Kanton Bern an­
zupassen: Bis zum Inkrafttreten von 
verbindlichen Gesetzesgrundlagen 
auf Bundesebene soll der Nachrich­
tendienst der Kapo Bern nicht nur in 
gerichtspolizeilichen Ermittlungsver­
fahren tätig werden, sondern präven­
tiv-polizeilich auch bei «Spionageab­
wehr, Terrorismusbekämpfung, ge­
walttätigem Extremismus, organi­
siertem Verbrechen, Aktivitäten, die 
auf eine gewaltsame Änderung der 
staatlichen Ordnung abzielen und 
solchen, die die auswärtigen Bezie­
hungen der Schweiz ernsthaft ge­
fährden».

ST. GALLEN
w m saÉ È Ê Œ m * ■:
Die Dienststelle Nachrichtendienst 
der St. Galler Kantonspolizei hat 
1992 für den Bund 28 Einzelaufträ­
ge i.S. Staatsschutz ausgeführt. Zwei 
Beamte sind dafür teilzeitlich einge­
setzt. Kopien der Berichte werden 
keine mehr aufbewahrt. Der Kanton 
erhält vom Bund pauschal 30’000 
Franken jährlich für diese Arbeit.

Zuständig für die Entgegennahme 
der BUPO-Aufträge ist der Polizei­
kommandant. Die Regierung hält in 
ihrer Antwort auf eine Interpellation 
fest, dass es wohl angezeigt gewe­
sen wäre, mit den Kantonen Kontakt 
aufzunehmen, bevor die ISIS-Ver- 
ordnung in Kraft gesetzt wurde. Sie 
verlangt rasch eine formell-gesetzli­
che Grundlage, also ein Bundes- 
Staatsschutzgesetz.

STADT ZÜRICH

Mit einer knappen Mehrheit von 
zwei Stimmen (!) verlangte das 
Stadtzürcher Parlament am 21. April 
1993 die Aufhebung der Gruppe für 
«Politisch motivierte Straftaten» 
PMS und eine Verkleinerung des 
«Sicherheits- und Informationsdien­
stes» der Stadtpolizei Zürich. Zu­
dem wurde die Einzelinitiative des 
ehemaligen PUK-Präsidenten Blum 
(FDP) überwiesen, welche die 
Schaffung einer speziellen Kommis­
sion zur Überwachung von Polizei­
daten fordert. Zur Erinnerung: Ehe­
malige Polizeibeamte von KK III 
und Büro S -  also der städtischen 
und kantonalen Schnüffelpolizei -  
sind neu bei der PMS tätig, (bewil­
ligte) Demos werden zu «Schu­
lungszwecken» gefilmt, Vorfeld-Er­
mittlungen gehören zum Alltag usw. 
usf. SP-Polizeivorstand Neukomm 
wehrte sich vehement gegen diese 
Parlamentsanträge. Er behauptet im­
mer wieder, die politische Polizei in 
Zürich sei längst abgeschafft, eine 
Datenüberwachungskommission sei 
nicht nötig. Dass Beamte der PMS- 
Gruppe dem ehemaligen SVP-Ge- 
meinderat Werner Stoller vertrauli­
che Informationen über einen Haus­
besetzungsfall zugespielt haben sol­
len, bezeichnet Neukomm als «reine 
Behauptung». Die Zürcher Bezirks­
anwaltschaft ermittelt in diesem Fall 
seit Frühsommer 1992 -  bisher wur­
de sie offenbar nicht fündig.

FICHEN­
CHRONOLOGIE

Eine Chronologie der Ereig­
nisse rund um den Staats- 
schutz-Fichen-Skandal:
Darin aufgeführt sind die 
wichtigsten Ereignisse seit 
November 1989 bis Juni 
1993 in chronologischem 
Ablauf. Erarbeitet und er­
hältlich gegen Fr. 3.20 in 
Briefmarken (4 x A-Post) 
beim Komitee «Schluss mit 
dem Schnüffelstaat», Post­
fach 6948,3001 Bern.



Ricos geheime
«Ich bin der Koch, die andern sind nur die Kellner». Das ist einer der Lieblingssätze 
des Basler Polizeidirektors Karl Schnyder, mit dem er die Machtverhältnisse in 
seinem Departement zu beschreiben suchte. Dass ihm dieser Spruch schon lange 
nicht mehr über die Lippen kommt liegt daran, dass in Basel mittlerweile fast alle 
wissen: Karl Schnyder durfte unter der Oberaufsicht seines Polizeikommandanten 
Markus Möhler nur noch die Servietten falten. (Möhler ist nebenbei auch treibende 
Kraft, wenn es um den Ausbau europäischer Polizei-Strukturen geht wie z.B. Inter­
pol, Europol, Schengen etc.).

POLIZEI- UND MILITÄRDEPARTEMENT DES KANTONS BASEL-STADT

POLIZEIKOMMANDO SICHERHEITSABTEILUNG

Seit dem 05.i 2 . 1990 in Kenntnis der veröffentlichten Fakten um rfiç Widerstands­
organisation P 26 muss ich heute davon ausgehen, dass

-der MKD "Zito" an mindestens einer Uebung teilgenommen hat, an der 
"Rico" b e te ilig t war. Diese Uebung wurde ausserhalb meines Einfluss­
bereiches vorbereitet und durchgeführt.

Der Spezialdienst hat meines Wissens folgende Aufträge 
ausgeführt:
Im Zusammenhang mit den Büroräumlichkeiten von Herrn Cat- 
telan mussten die Hausbewohner überprüft werden. Wie ich von 
Mitarbeitern erfahren habe, mussten sie auch abklären, ob 
aus gegenüberliegenden Hausfassaden ein Einblick in die 
Räumlichkeiten von Cattelan möglich wäre. Meines Wissens 
erf°l-9ten diese Aufträge vor meiner Amtsübernahme.

Besonders offensichtlich werden 
diese realen Machtverhältnisse beim 
Studium zweier Schreiben hoher Po­
lizeioffiziere, die engste Verbindun­
gen des Polizeikommandanten zur 
Geheimarmee P26 offenbaren. Die 
brisanten Briefe -  von denen es nur 
wenige Exemplare geben soll -  wur­
den mir anonym zugestellt, vermut­
lich von Leuten, die mit dem schnei­
digen Kommandanten noch einige 
Rechnungen zu begleichen haben. 
Am 17. November 1990 erschien 
der Bericht der PUK-EMD. Bereits 
anfangs Dezember wandten sich der 
Leiter der Sicherheitsabteilung Jules 
Stürzinger und der Leiter der Spe­
zialabteilung, Roger Fischer, an ih­
ren Vorsteher, um zu beteuern, sie 
hätten von den Beziehungen des Po­
lizeikommandanten zur P26 keine 
Ahnung gehabt. Sie wussten nicht, 
dass Polizisten (aus ihren Abteilun­
gen!) zu Ausbildungskursen der Wi­
derstandsorganisation abkomman­
diert wurden, dass die Überwa­
chungsgruppe «MKD-Zito» an Ein­
sätzen der P26 teilnahm, dass der 
Spezialdienst (die Schnüffelabtei­
lung im PMD) im Auftrag der P-26 
Personenüberprüfungen vomahm, 
dass über das Polizeikommando 
Spesen abgerechnet wurden, die auf 
das Konto der P-26 gingen.
Der Polizeikommandant verschanzt 
sich nun hinter den Geheimhal­

tungsvorschriften des EMD; noch 
im Dezember 1990 hatte er seinem 
«Chef» schriftlich versichert, nicht 
Mitglied der P26 gewesen zu sein. 
Von allem nichts gewusst hat natür­
lich Karl Schnyder, dessen Unwis­
senheit in allen brisanten Fragen des 
Staatsschutzes ernste Zweifel an sei­
nen Führungsqualitäten aufkommen 
lassen.
Wichtige Aussagen des PMD-Vor­
stehers wurden seit der Aufdeckung 
der «Fichen-Affäre» im Jahre 1989 
widerlegt: Entgegen seinen Behaup­
tungen existierten kantonale Staats­
schutzakten, wurden AKW-Gegne- 
rlnnen fichiert, 1 .-Mai-Umzüge 
überwacht usw. usf. Und neuerdings 
ist Schnyders letzter Rettungsanker 
-  «ich habe nie Einsicht in Fichen 
genommen» -  durch Recherchen der 
«Stadtzeitung» gerissen: Mit einem 
faksimilierten Fichenauszug, der 
handschriftlichen Notiz «Kenntnis 
genommen» und der Unterschrift 
Karl Schnyders.
Die Berichte der grossrätlichen Prü­
fungskommission, des Ombuds­
manns, Recherchen von Journali­
stinnen und vertrauliche Dokumente 
aus dem PMD belegen zweifelsfrei, 
dass Regierungsrat Karl Schnyder 
und seine Polizeioffiziere Parlament 
und Öffentlichkeit systematisch an­
gelogen haben. Es gehört zur Beson­
derheit in Basel, dass deswegen

noch niemand persönliche Konse­
quenzen ziehen musste. Es gibt zwar 
Lügen, aber keine Lügner, Opfer, 
aber keine Täter. In Basel haben Lü­
gen im wahrsten Sinne des Wortes 
kurze Beine...

Roland Stark, Präsident 
der Fraktion SP und Ge­
werkschaften im Gros- 
sen Rat Basel-Stadt

Der Falsche muss gehen
Karl Schnyder, vielkritisierter Vor­
steher des Polizei- und Militärdepar- 
tementes (PMD) wehrt sich mit al­
len (un-)möglichen Mitteln für seine 
Lügen in Sachen Basler Fichen. In 
seiner 16 Seiten dicken Stellungnah­
me vom 13. April 1993 zum 
Schlussbericht des Basler Ombuds­
mannes über das Einsichtsverfahren 
(vor allem zu Punkt 4.-Hindemisse!) 
in die Basler Staatsschutzakten, be­
schimpft er den Ombudsmann-Assi­
stenten Jürg Pulver aufs übelste. 
Doch damit nicht genug. Schnyder 
schreckt auch nicht davor zurück, 
massiven Druck auf die Prüfungs­
kommission des Grossen Rates aus­
zuüben: Das PMD verweigert jegli­
che weitere Zusammenarbeit mit der 
Prüfungkommission, solange der Ju­
rist Pulver als deren Assistent tätig 
sei! Eine Mehrheit der Kommission 
war leider nicht bereit, diesem Druck 
standzuhalten und legte daher Jürg 
Pulver nahe, sein Amt aufzugeben.

DOK BASEL-STADT
Beim Komitee «Schluss mit dem 
Schnüffelstaat» sind die wichtig­
sten Unterlagen zusammenge­
fasst in einer DOK BASEL­
STADT (für Fr. 25.- inkl. Ver­
sandkosten erhältlich):
♦  Schlussbericht über das dezen­
trale Einsichtsverfahren (Mitte 
1991 bis Ende 1992) in die im 
Kanton Basel-Stadt aufbewahr­
ten Staatsschutzakten vom 21. 
Dezember 1992.
♦  Stellungnahme von PMD- 
Vorsteher Schnyder zu diesem 
Schlussbericht sowie eine Chro­
nologie der Ereignisse (erarbeitet 
vom PMD) vom 13. April 1993 
sowie «Neuordnung des Staats­
schutzes», Mitteilung aus dem 
Regierungsrat vom 11. Mai 1993.
♦  Stellungnahme des Ombuds­
mannes vom 17. Mai 1993 sowie 
einige Presseartikel zum Thema.
♦  Unterlagen P26-Verbindungen 
zum PMD, «vertrauliche» Unter­
lagen, Interpellation R. Stark vom 
28. März 1993 und Antwort Re­
gierung dazu vom 7. Mai 1993.
Fr. 2 5 -  einzahlen auf PC-Konto 
30-4469-3, Vermerk «DOK BS» 
oder beim Komitee «Schluss mit 
dem Schnüffelstaat» gegen 
Rechnung bestellen, Tel. 031/ 45 
48 58-Fax  031/45 22 58.

Dass offene Kritik «von unten» un­
beliebt ist, musste Pulver bereits ein­
mal -  ebenfalls in Sachen Fichen -  
erfahren: Vor zwei Jahren nämlich, 
als er, zusammen mit einem Kolle­
gen, die Arbeit seines Vorgesetzten, 
des Fichendelegierten Walter Gut, 
öffentlich kritisierte, dessen Vorge­
hen nicht mehr länger akzeptieren 
konnte und seinen Posten im EJPD 
verliess. Walter Gut hingegen blieb 
bekanntlich noch einige Zeit an sei­
nem Zensurposten kleben.
In einer ausführlichen Stellungnah­
me vom 17. Mai 1993 stellt sich der 
Basler Ombudsmann voll und ganz 
hinter die Person von Jürg Pulver 
und dessen fundierte Kritik am Bas­
ler Staatsschutz. Alles aber vergebe­
ne Mühe: Polizeichef Karl Schnyder 
bleibt an seinem Posten kleben, der 
Kritiker Jürg Pulver muss gehen.

(ftóìtRHNéiSjkltÀFTe. AM WEKKf

Basler Helfer



Kommt jetzt eine 
eurokompatible BUSIPO?
Der Schlussbericht der seit zwei Jahren brütenden «Expertenkommission Grenzpolizeiliche Personenkontrolle 
-  EGPK» wurde am 11. Mai 1993 der Öffentlichkeit vorgestellt. Die Forderung dieses Polizeigremiums: 
Flächendeckende Überwachung und Kontrolle um jeden Preis. Die EGPK bläst damit ins gleiche Polizeihorn 
wie etwa die INTERPOL-Europa-Konferenz vom April 93 in Bern, die internationale Polizeikommandanten-Kon- 
ferenz in Basel vom Mai 1993, EJPD-Generalsekretär Armin Walpen an der Römer Konferenz über europäische 
Drogenrouten Ende Mai 1993 oder Bundesrat Koller am TREVI-Treffen in Kopenhagen Anfang Juni 1993. Unter 
Umgehung jedwelcher politischer Diskussionen oder gar Kontrollen, also wo immer möglich auf reiner Ver- 
waltungs- und Administrationsebene, sollen zahlreiche polizeistrategische Überwachungs- und Kontrollmass* 
nahmen so rasch als möglich eingeführt werden, in der Schweiz und europaweit.

Mit dem Feindbild «Ausländer» 
plant der schweizerische Sicher­
heitsapparat sein grosses Comeback. 
Am 11. Mai wurde der Bericht über 
nationale und grenzüberschreitende 
Probleme im Bereich der inneren Si­
cherheit der Öffentlichkeit vorge­
stellt. Ein Ausschuss der «Experten­
kommission Grenzpolizeiliche Per­
sonenkontrolle», besser bekannt un­
ter dem Namen Kommission Leuba, 
fordert darin unter anderem die Ein­
setzung eines Koordinators für die 
innere Sicherheit beim Eidg. Justiz- 
und Polizeidepartement (EJPD).
Was hat die Ausländer- und Flücht­
lingspolitik mit der inneren Sicher­
heit zu tun? Sie meinen wenig bis 
gar nichts? Da täuschen Sie sich ge­
waltig. Wenn nämlich «hochrangi­
ge» Experten im Jahre 1993 die ak­
tuelle Lage im Bereich der sog. in­
neren Sicherheit skizzieren, zielt das 
darauf ab,
♦  dass die Schweiz neu die Visums­
pflicht für Staatsangehörige aus Al­
gerien, Marokko, Tunesien, ex-Ju- 
goslawien, Haiti und der Dominika­
nischen Republik einführt;
♦  dass ein «überproportionaler Ein­
wanderungstrend aus Nicht- 
EG/EFTA-Staaten augenfällig» sei;
♦  dass sich wegen der Verfahrens­
beschleunigung, dem generellen Ar­
beitsverbot, der Reduktion von Ta­
schengeld und weiteren Soziallei­
stungen sowie der ungünstigen Ar­
beitsmarktlage die Zahl der Asylge­
suche 1992 im Vergleich zum Vor­
jahr um rund 40 Prozent vermindert 
habe;
♦  dass hingegen die «Entwicklung 
von Abwehrstrategien» gegen «un­
kontrollierte Wanderungen und 
Schwarzarbeit» mangels zentraler 
Erfassungsmethoden kaum möglich 
sei.
Also steht’s geschrieben im Arbeits­
papier, das ein unter Flüchtlingschef 
Peter Arbenz tagender Ausschuss 
der Kommission Leuba («Fichen-

Fritz»-Leserlnnen u.a. 
bestens bekannt als der 
Nationalrat, der die 
Einsicht in die BUPO- 
Dossiers verhindern 
wollte) anfangs Febru­
ar dem Bundesrat vor­
gelegt hat.
Aber: Es ist nicht allein 
das «Feindbild Auslän­
der», welches für «in­
nenpolitische Refor­
men» herhalten muss: 
Die Kommission ge­
langt auch zum 
Schluss, dass es eine 
Reform der Wirt­
schaftspolitik brauche 
(welcher Art wohl?), 
denn: «Wie ausländi­
sche Beispiele zeigen, 
ist die Deliktbereit­
schaft bei Arbeitslosen 
in städtischen Agglo­
merationen tendenziell 
höher als bei Beschäf­
tigten».

An Schengen 
andocken
Am 2. September 1992 
hatte die in diesem 
Ausschuss versammel­
te Crème des schweize­
rischen Sicherheitsap­
parates von Bundesrat 
Koller den Auftrag er­
halten, «Massnahmen 
im Bereich der inneren 
Sicherheit» in einem 
Aussprachepapier festzuhalten. Vor­
gelegt haben Arbenz, Leuba, der 
Basler Polizeichef Möhler und sie­
ben Chefbeamte aus den Polizei- 
und Ausländerämtem des Bundes 
einen «Strategiebericht», in dem 
nicht nur konkrete Pläne für den 
weiteren Ausbau des Sicherheitsap­
parates der Schweiz entwickelt wer­
den. Die Herren skizzieren auch, mit

welchen Argumenten man heute 
dem Volk das Ja-Wort für einen 
massiven Ausbau des Polizeiappara­
tes, einer Euro-BUSIPO, abluchsen 
könnte. Die Stichworte, immer in ei­
nem Zug miteinander genannt, sind: 
«Unkontrollierte Wanderungsbewe­
gungen, internationales Verbrechen, 
Kriminalität von Asylsuchenden». 
Und weil «die Probleme der Migra­

tion, des organisierten Verbrechens 
und des Terrorismus (...) nur inter­
national» angegangen werden kön­
nen, stellen Leuba & Co. ganz zu­
oberst auf ihre sicherheitspolitische 
Wunschliste den sofortigen An­
schluss der Schweiz an den Schen­
gener Vertrag und die Beteiligung 
am Erstasylabkommen der EG. Nur 
so könne die «Gefahr des Abglei-



tens zur Rechts-, Fahndungs- und 
Know-how-Insel» gebannt werden. 
Und umgekehrt gehe es doch wohl 
nicht an, dass Schweizerinnen und 
Schweizer künftig bei ihren Reisen 
in EG-Länder ähnlich diskriminiert 
behandelt würden wie alle anderen 
«Dritt-Ausländer» (z.B. mit Grenz­
kontrollen, Anmeldepflicht, zeitlich 
beschränktem Aufenthalt etc.).
Jetzt stellt sich aber die Frage, wie 
dieses Schreckensszenario nach dem 
EWR-Nein abzuwenden sei. Leuba 
und seine Kollegen sind da pragma­
tisch. Sie gehen davon aus, dass die 
EG Interesse am Aufbau eines euro­
päischen Sicherheitsraumes (ESR) 
habe, an dem «auch Staaten partizi­
pieren könnten, die aus welchen 
Gründen auch immer nicht oder 
noch nicht Mitglied der Europäi­
schen Gemeinschaft werden wollen 
oder können». In diesem Sinne soll 
die Schweiz versuchen, sich mittels 
Parallelabkommen an Schengen und 
die damit verbundenen Organe des 
Sicherheitsstaates Europa anzudok- 
ken. Um diesen Prozess zu fördern, 
schlagen die Experten eine Verstär­
kung der aussenpolitischen Initiati­
ven der Schweiz vor: Neben dem 
Austausch von Verbindungsbeam­
ten der Polizei, dem Initiieren von 
Konferenzen auf Minister- und Be­
amtenebene sollen «Zusammenar­
beitsofferten» gemacht werden. 
Konkret ins Auge zu fassen sei da­

bei die «Errichtung einer Europäi­
schen Polizeiführungsakademie in 
der Schweiz». Bedauert wird insbe­
sondere auch, dass für die Schweiz 
(noch) keine Möglichkeit besteht, 
sich dem polizeilichen Überwa­
chungssystem der Schengener-Staa- 
ten, dem Schengen-Informationssy­
stem (SIS) anzuschliessen. Rein 
technisch ist dies offenbar kein 
Problem mehr: Das schweizerische 
Fahndungssystem RIPOL (zu dem 
unter vielen anderen auch die Bun­
desanwaltschaft direkten Zugriff hat 
und indem längst nicht nur mehr 
Personendaten von «Straftätern» 
eingespiesen werden) ist laut jüng­
sten Angaben des Bundesamtes für 
Polizeiwesen durchaus mit dem SIS 
kompatibel.

Mehr Polizeikompetenzen 
für den Bund
Voraussetzung für die skizzierten 
aussenpolitischen Sicherheitsinitiati­
ven der Schweiz sind jedoch -  und 
damit kämen wir wohl zum Kern 
des Berichts -  innenpolitische Poli- 
zei-«Reformen». Angestrebt wird 
von der Kommission ein Ausbau der 
Koordinations- und Führungsstruk­
turen des schweizerischen Sicher­
heitsstaates. Besonders brisant ist in 
diesem Zusammenhang die Forde­
rung nach einer «massvollen Kom­
petenzübertragung von Polizeiauf­

gaben an den Bund». Was anfangs 
der achtziger Jahre in der Abstim­
mung über die BUSIPO (Bundessi­
cherheitspolizei) gescheitert ist, soll 
jetzt im Rahmen der Reorganisation 
des Staatsschutzes und der «Europa- 
Integrationsdynamik» doch noch 
realisiert werden -  dieses Mal aber 
ohne Volksabstimmung.
Die Kommission Leuba hat dafür 
bereits einen konkreten Schlachtplan 
entworfen: Verlangt werden eine na­
tionale Koordinationskonferenz, ein 
Koordinator und ein Koordinations­
ausschuss, um die Belange der inne­
ren Sicherheit zu befriedigen. Im 
Zentrum steht dabei die neu zu 
schaffende Stelle eines «Koordina­
tors für innere Sicherheit», der dem 
Aufbau des Polizeistaates Schweiz 
eine neue Dynamik verleihen wird. 
Der Auf- und Ausbau dieses Polizei­
staatkoordinators kann sich die 
Kommission durchaus auch in ei­
nem schrittweisen Vorgehen vor­
stellen.
Beginnen müsse man dort, wo ein 
besonders dringlicher Handlungs­
bedarf bestehe: Bei der Koordina­
tion der Ausländer- und Flücht­
lingspolitik, bzw. den «Massnah­
men gegen unkontrollierte Wande­
rungsbewegungen». Genau diese 
Funktion nimmt der ehemalige 
BUPO-Chef Peter Huber ab 1. Juni 
1993 im Bundesamt für Ausländer­
fragen wahr.

Schlussbericht zum 
Selberlesen

Der Schlussbericht der EGPK 
kann für 25 Franken beim Ko­
mitee bestellt werden. Die Do­
kumentation umfasst total 78 
Seiten und folgende Teile:
♦  Bericht 1 -  Innere Sicher­
heit, Überblick über Stand und 
Entwicklungen im Bereich des 
Personenverkehrs, der Krimi­
nalität und des Staatsschut­
zes, 16 Seiten.
♦  Bericht 2 -  Die Europäi­
schen Integrationsmodelle, 
Überblick über Stand und Zie­
le der verschiedenen Integra­
tionsmodelle und Instrumente 
unter dem Gesichtspunkt der 
inneren Sicherheit, mögliche 
Auswirkungen auf die Schweiz 
im Falle eines Alleinganges 
bzw. bei einem allfälligen Bei­
tritt, 26 Seiten.
♦  Bericht 3 -  Ziele im Bereich 
der inneren Sicherheit, Über­
blick über die wichtigsten Ziel­
setzungen und den gegen­
wärtigen Stand einzelner Vor­
haben, 10 Seiten.
♦  Diskussionspapier: Natio­
nale und grenzüberschreiten­
de Probleme im Bereich der 
inneren Sicherheit; 26 Seiten.

Statewatching the 
New Europe

Ein Handbuch zum Überwa- 
chungs- und Kontrollstaat Eu­
ropa, herausgegeben von 
«Statewatch» London, Mai 
1993 (in englischer Sprache). 
Die wichtigsten Kapitel dieses 
Handbuches sind nach Län­
dern gegliedert, so z.B. die 
Beiträge über Polizeistruktu­
ren und Nachrichtendienste, 
Rassismus und Faschismus, 
Asylpraxis und Migration. Sie 
geben dadurch einen wertvol­
len Überblick über die aktuelle 
Situation der Kontroll- und Ab­
schottungsmechanismen in 
den einzelnen EG- und EFTA- 
Staaten.
Bestellen einfach gemacht 
dank FichenFritz: Untenste­
henden Talon ausfüllen und 
einsenden an Komitee 
«Schluss mit dem Schnüffel­
staat», Postfach 6948, 3001 
Bern oder über Fax auf die Nr. 
031/45 22 58

Bitte sendet mir/uns gegen 
Rechnung__Expl. des Hand­
buches zum Preis von 18.- 
inkl. alle Versandkosten
Name:....... ..........................
Vorname:.......... ..................
Adresse:........... ..................
PLZ/Ort:................ ..............

Im elektronischen 
Spinnennetz gefangen

Das neue Buch zur Festung Europa
Das 300 Seiten starke Buch zur Festung Europa 
erscheint Ende August 1993 im Rotpunktverlag. 
FichenFritz-Leserlnnen können sich jetzt exklusiv 
ein Exemplar dieser Neuerscheinung sichern: Ein­
fach mit beiliegendem Einzahlungsschein Fr. 37 .- 
(Preis inkl. Versandkosten) überweisen. Sobald 
das Buch fertig gedruckt ist, wird e s  umgehend 
per Post geliefert.
Der Autor: Beat Leuthardt, promovierter Jurist und 
Journalist, beobachtet bereits seit Mitte der 70er Jahre 
die schweizerische, deutsche und gesamteuropäische 
Menschenrechts-, Asyl- und Ausländerpolitik, die 
Drogenpolitik sowie das Verhalten von Justiz, Polizei, 
Verbrechensfahndung und Staatsschutz. Dazu und zu 
Rassismus sowie polizeiliche Überwachung schreibt 
er regelmässig für in- und ausländische Medien. 
Festung Europa. Aus dem reichen Kontinent wird ein 
heimlicher Polizeistaat. Das Sachbuch beschreibt, wie 
die Polizei- und Beamtenkader in der Schweiz und in 
Deutschland -  als treibende Kräfte -  den neuen konti­
nentalen Überwachungs-, Spitzel- und Apartheidstaat 
einrichten, im Verbund mit anderen EWR- und EG- 
Staaten. Wie der Westen das südliche, mittelöstliche 
und östliche Europa, das nördliche Afrika erobert. Wie 
und gegen wen Superfahndungscomputer installiert 
werden, mit welchen technischen Mitteln das elektro­

nische Spinnennetz verfeinert wird. Wie die Polizei 
und Armee einander zunehmend ähnelnde Strategien 
entwickeln, wer wozu welche Feindbilder aufbaut 
«Terrorismus», «organisierte Kriminalität», «Flücht­
linge», «Drogen») und was die Konsequenzen sind. 
EUROPOL und EUROCORPS, Schengen, TREVI 
und INTERPOL, Siemens, Nixdorf und Fides, Gruppe 
Pompidou, RIPOL und DOSIS sind nur einige Stich­
worte, die im neu erscheinenden Buch eine wichtige 
Rolle spielen und erstmals im Zusammenhang darge­
stellt werden.
Das Buch schildert die Opfer: Die Flüchtlinge ebenso 
wie die Drogenabhängigen, die Arbeitslosen, die Ob­
dachlosen, die «nicht-weissen» Ausländerinnen, die 
AIDS-Kranken und HIV-Positiven, deren rapide stei­
gende Pflegekosten sich ein skrupelloser Teil der Ge­
sellschaft möglicherweise bald nicht mehr leisten will. 
Das Buch sucht auch den Ansatz des Überwachungs­
staates: Die Flüchtlinge und Drogenabhängigen als 
Testfall, um das Vorgehen gegen die eigenen Bürge­
rinnen und Bürger bei künftigen sozialen Spannungen 
im Innern einzuüben.
Das Buch bildet ein wertvolles Nachschlagewerk, in 
dem alle wichtigen politischen Stichworte, Abkürzun­
gen und Bezeichnungen sowie die Namen der han­
delnden Personen und wichtigste Adressen der Wider­
standsnetze aufgearbeitet sind.
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Die eigene Bevölkerung im Visier
Der Bericht Kreis bringt eine Fülle neuer Beispiele und Belege dafür, dass der Staatsschutz jahrzehntelang im 
Geheimen einen Kalten Krieg gegen die eigene Bevölkerung geführt hat. Das Team des Historikers Kreis hatte 
vollen Zugang zu den Akten, die zahlreichen Zitate aus internen Amtsschriften und (vertraulichen) Protokollen 
sowie aus Fichen und Rapporten sind daher von «bleibendem Wert».
Fichen-Fritz dokumentiert ein paar aufschlussreiche Beispiele aus dem Bericht, der ab sofort in allen Buch­
handlungen für Fr. 48.- erhältlich ist.
Der Stadtzürcher Staatsschutz-Be­
richt hat an den exemplarischen Fäl­
len des inzwischen verstorbenen 
Altkommunisten Theo Pinkus und 
des Zürcher Rechtsanwaltes Bernard 
Rambert gezeigt, dass die Überwa­
cher Telefone teilweise über Jahr­
zehnte abhören Hess, ohne an die 
Einleitung eines Strafverfahrens zu 
denken. Der Bericht Kreis belegt, 
dass die BUPO seit den 50er Jahren 
solch «informatorische Überwa­
chungen» durchführte im vollen 
Wissen (!), dass dafür keine Geset­
zesgrundlage vorhanden war. Die 
Rechtfertigung der Staatsschützer: 
«Diese Leute (die PdA) stehen mehr 
oder weniger ständig im Verdacht, 
eine strafbare Handlung gegen die 
Statsschutzbestimmungen begehen 
zu wollen». Also wurden sie kurzer­
hand abgehört.

«Erfolgreiche ’Razzia’ 
von Telefonkontrollen»
Waren im Parlament oder in einer 
parlamentarischen Kommission wie­
der einmal hartnäckige Fragen zur 
Telefonschnüffelei zu beantworten, 
wurden solche Dauerabhörungen 
mitunter auch für kurze Zeit einge­
stellt (oder bloss unterbrochen?), um 
gegenüber der Öffentlichkeit be­
haupten zu können, das gebe es 
nicht. Dazu der Kreis-Bericht: Am 
Wochenrapport der Bundespolizei 
vom 22. März 1968 stellte der da­
malige BUPO-Chef Amstein mit 
Genugtuung fest, dass «die ’Razzia’ 
betr. Telefonkontrollen Erfolg ge­
habt hat, indem am 14.3.1968 sech­
zehn Kontrollen aufgehoben werden 
konnten». Im Vorfeld der vorbera­
tenden Nationalratskommission für 
die Revision des Telefonverkehrsge­
setzes wies Amstein seine Beamten 
an, «reine Informationskontrollen» 
die, obwohl rechtswidrig, offenbar 
ganz bewusst durchgeführt wurden, 
aufzuheben.
Wenn jemand glaubt, solch staatli­
che Vertuschung von Staatsschutz- 
Aktivitäten sei Geschichte, irrt sich 
gewaltig:

606 mal Telefon­
anschlüsse abgehört
Auch 1992 wurde die nationalrätli- 
che Geschäftsprüfungskommision 
(GPK) in ihren Ermittlungen na­
mentlich von der Bundesanwalt­

schaft (BA) behindert und angelo­
gen. «Als wenig kooperativ» gegen­
über der GPK habe sich die BA, na­
mentlich Bundesanwalt Willy Pa- 
drutt, bei der Überprüfung der Tele­
fon-Abhörpraxis erwiesen. Schlim­
mer noch: Bevor die GPK ein Dos-

Lauschangriffen will das EJPD aber 
nur teilweise übernehmen: Einver­
standen ist die Verwaltung zwar da­
mit, dass den Betroffenen nach Ab­
schluss der Telefonabhörung in der 
Regel mitgeteilt wird, dass ihre Lei­
tung angezapft wurde. Nicht einver-

gen handelt, welche Bundesrat und 
Verwaltung am liebsten «ver­
schwinden» lassen möchten.
Die nationalrätliche GPK will jetzt, 
1993, eine neue Gesetzesvorlage 
nicht mehr von der Verwaltung aus­
arbeiten lassen, sondern diese Auf-
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sier einsehen konnte (zur «Telefon­
überwachung in der Bundesverwal­
tung») entfernten die Mannen Pa- 
drutts, gemäss Bericht in der «Sonn- 
tagsZeitung» vom 6. Juni 1993, ei­
nen dazugehörenden vertraulichen 
Bericht. Die GPK erfuhr davon nur 
durch Zufall, Padrutt spricht von ei­
nem «Irrtum».
Die Geschäftsprüfungskommission 
des Nationalrates (GPK) kritisiert in 
ihrem Bericht vom 9. November 
1992 die Praxis des Bundes und der 
Kantone bezüglich der «Lauschan­
griffe» in der Schweiz. 606 mal 
wurden im Jahr 1991 Telefonan­
schlüsse angezapft, Gespräche mit­
gehört, der «Erfolg» sei gering. Die 
meisten Gespräche -  574 -  wurden 
von kantonalen Strafbehörden abge­
hört, auf Bundesebene waren es im 
gleichen Jahr noch 32. Die von der 
GPK vorgeschlagenen Massnahmen 
zum Schutz der Privatsphäre vor

standen hingegen ist EJPD-Vorste- 
her Bundesrat Koller mit dem ver­
langten Schutz von zufälligerweise 
mitbetroffenen Drittpersonen und 
Leuten, welche aufgrund des Zeug­
nisverweigerungsrechts nicht abge­
hört werden dürfen. Die Verwaltung 
sträubt sich auch gegen mehr parla­
mentarische Kontrolle und gegen ei­
nen abschliessenden Deliktkatalog. 
Bereits 1968 lehnte der Bundesrat 
hartnäckig die Einsetzung einer 
Kontrollinstanz ab mit der Begrün­
dung «die zuständigen Behörden 
hätten bisher sehr verantwortungs­
bewusst gehandelt».
Die plötzliche «Umwandlung» der 
TAB-Fichen in Dossiers (im Rah­
men des Fichen- und Akten-Ein- 
sichtsverfahrens) im November 
1991 kommt denn auch nicht von 
ungefähr und beweist in diesem Zu­
sammenhang einmal mehr, dass es 
sich hier um sehr sensitive Unterla-

gabe -  im Rahmen einer parlamen­
tarischen Initiative -  selbst an die 
Hand nehmen.

Jura-Aktivist Béguelin 
von Bundesrat angelogen
Für eine bewusste Lüge entschied 
sich der Bundesrat gegenüber dem 
jurassischen Separatistenführer Ro­
land Béguelin, der über viele Jahre 
hinweg «informatorisch» überwacht 
worden war: abgehörtes Telefon, in­
stallierte Mikrofone usw. Béguelin 
hatte aus zuverlässiger Quelle erfah­
ren, dass sein Telefon überwacht 
wurde und sich 1965 an den Bun­
desrat gewandt. EJPD und BA woll­
ten jegliche Auskunft verweigern, 
die Bundesratsmehrheit entschied 
sich aber zur Lüge gegenüber Ro­
land Béguelin und Bundesrat Spüh- 
ler antwortete ihm per Brief: «Was 
Sie betrifft, können wir Ihnen je-



doch bestätigen, dass die PTT keine 
Anweisung haben, eine der genann­
ten Behörden mit Angaben über Ihre 
Telefongespräche zu beliefern». 
Und 1973 log Schlitzohr Kurt Furg- 
ler vor dem Nationalrat gleich wei­
ter: «Weder ....noch Herr Béguelin 
standen unter Telefonkontrolle. Un­
sere Nachforschungen gehen auf 
mehrere Jahre zurück».
Geradezu klassisch ist eine interne 
Begründung, weshalb Roland Bé­
guelin zu überwachen sei, obschon 
offensichtlich nichts gegen ihn vor­
lag: «Bis jetzt hat Béguelin immer 
gewusst, wie weit er in seinen Äus­
serungen und in seiner Tätigkeit ge­
hen darf. Offensichtlich kennt er die 
einschlägigen strafrechtlichen Be­
stimmungen bestens. Zudem wird er 
sicherlich von Juristen beraten. Das 
hält uns jedoch nicht davon ab, seine 
Schreibweise und seine Ansprache 
weiterhin aufmerksam zu beobach­
ten». Motto: Wer sich nicht strafbar 
macht, ist besonders raffiniert und 
gehört überwacht.

2294 Hilfspolizisten 
für die «Aktion Rothorn»
Dass die Schnüffelpolizei Verdäch­
tigenlisten und Extremistenkarteien 
führte, hat bereits die PUK-EJPD 
festgestellt. Der Bericht Kreis gibt 
jetzt aber genauere Zahlen und In­
formationen über die geplante Inter­
nierung und andere Kontrollmass- 
nahmen von «staatsgefährdenden 
Personen im Ernstfall»: 
Unterschieden wurde in «gefährli­
che» (864) und «verdächtige» Per­
sonen (1294), Stand am 1. Februar 
1958.
Vorgesehen waren die «unsichtbare 
Überwachung», die «polizeiliche 
Aufsicht oder Bewachung», der 
«Zwangsaufenthalt» sowie die «In­
ternierung». Diese «Kategorisie- 
rung» wurde erst im August 1979 
ersetzt durch «modernere» Bezeich­
nungen: die Kategorie «T» (vermu­
tete Bereitschaft zu Terror- oder Sa­
botageakten) und Kategorie «S» 
(Spionageverdacht), bzw. 1978 der 
«Lister» (Liste ’Terroristenszene’). 
Neu schildert der Bericht Kreis de­
tailliert, wie weit die Vorbereitun­
gen für die Verhaftung und Internie­
rung dieser «Verdächtigen» gingen. 
Bereits Ende 1952 waren 2294 
Hilfspolizisten für diese Aufgabe 
vorbereitet. Ihre Bewaffnung mit 
Faustfeuerwaffen, Karabiner, Ma­
schinenpistolen und Handgranaten 
war ebenso vorgesehen wie die in 
grösserer Zahl von der PTT zur Ver­
fügung gestellten Transportfahrzeu­
ge. Auf das Codewort «Rothom» 
hätten sie im ganzen Land den «bö­
sen Nachbarn» verhaftet. «Diese In­
ternierungslager stellte man sich als 
von Stacheldraht umzäunte Lager 
mit Holzbaracken vor, die auf einer 
grossen Fläche verstreut, lediglich 
mit Schlafsälen versehen und im 
Winter nicht benützbar seien.» (Ex­
akt so wie es Fichen-Fritz Nr. 1 vom

Februar 1990 bereits dokumentier­
te!) Die «Behandlung» der Internier­
ten sollte im Vergleich zu der von 
Strafgefangenen insofern schärfer 
sein, als eine stärkere Isolation vor­
gesehen war (Besuche, Korrespon­
denz).

Staat und privat 
unter einer Decke
Die stets bestrittene Zusammenar­
beit zwischen dem staatlichen und 
dem privat betriebenen Staatsschutz 
wird jetzt im Bericht Kreis mit Fak­
ten belegt:

SAD stiftete zu Amts­
geheimnisverletzung an
Kreis gibt eine ausführliche Darstel­
lung der Beziehungen zwischen 
BUPO und dem «Schweizerischen 
Aufklärungsdienst» SAD (der heute 
bedeutungslos als «Schweizerische 
Arbeitsgemeinschaft für Demokra­
tie» weiterlebt). Diese private Orga­
nisation konnte immer wieder bei 
höchsten Beamten BUPO-Akten of­
fiziell einsehen. Aber sie beschaffte 
sich diese bei Bedarf auch illegal, 
nämlich über einen Staatsschutzpoli­
zisten in Herisau. Als diese Beschaf­
fung von internen BUPO-Quartals- 
berichten aufflog, kamen weder der 
Polizist (wegen Amtsgeheimnisver­
letzung) noch der SAD (wegen An­
stiftung dazu) vor Gericht.

Cinceras Handel 
mit BUPO-Material
Privatschnüffler Emst Cincera war 
zwar kein Liebkind der BUPO. So 
lehnte sie 1973 ein Gesuch um Poli­
zeischutz von Cincera bei einem öf­
fentlichen Auftritt ab mit der Be­

gründung: «Habe es sich selbst zu­
zuschreiben, wenn er angegriffen 
wird. Überhaupt sollte die Polizei an 
der UNI so wenig wie möglich in 
Erscheinung treten.» Dies ein Fi- 
chen-Eintrag. Trotzdem hatte Cince­
ra exzellente Verbindungen zum 
Stadtzürcher Staatsschutz. Kreis do­
kumentiert eine gravierende Ge­
schichte, die auch deshalb interes­
sant ist, weil sie der Stadtzürcher 
PUK 1990/91 verheimlicht worden 
ist. 1973 realisierte die PUK, dass 
Cincera via die Stadtzürcher Polizei 
an BUPO-Akten herangekommen 
war, «diese zu Händen von Dritten 
auswertete und die Auskünfte als ei­
gene Recherchenleistungen aus­
gab». Für solche Dienste bezog er 
allein von der Maschinenindustrie 
einen jährlichen Zustupf von 10’000 
Franken. Kreis: «Nach der Feststel­
lung des ’Lecks’ im Kriminalkom­
missariat III der Stadtpolizei Zürich 
wurde gegen zwei Beamte (einen 
Kommissär und einen Wachtmei­
ster) ein Disziplinarverfahren ange­
hoben. Der plötzliche Tod des Kron­
zeugen (des Detektivs H.H.) machte 
dann aber eine Weiterverfolgung 
des Verfahrens unmöglich.»
Dass es dem KK III gelungen ist, 
diese happige Geschichte der Zür­
cher PUK zu verheimlichen, zeigt, 
wie beschränkt die Möglichkeiten 
einer parlamentarischen Untersu­
chungskommission ist. Wir dürfen 
davon ausgehen, dass unzählige 
weitere Skandale dieser Art bis heu­
te nicht aufgedeckt wurden.

SRG liefert der BUPO 
Namensliste
Die polizeilichen Vorstellungen von 
den Medien werden im Kreis-Be­
richt u.a. wie folgt dokumentiert:

«Die Journalisten verbreiten bei den 
Leuten ein Weltbild, in dem das 
kommunistische Lager nicht mehr 
das Monopol für ’unschöne und tra­
gische Gegebenheiten’ hat. Sie wür­
den damit zur Zersetzung der Ab­
wehrkräfte beitragen, indem sie bei 
der Jugend ’ein gelockertes Verhält­
nis zur Demokratie’ entwickeln. Die 
Jugend würde deren positive Seiten 
übersehen und gegen das sogenann­
te ’Establishment’ protestieren». In 
einem Bericht gab die waadtländer 
Sicherheitspolizei der BUPO 1971 
ausführlich Auskunft über mehrere 
neue Mitarbeiter bei Radio, Fernse­
hen und der Presse, die «ihre Sym­
pathie für die extremistischen Bewe­
gungen, zu denen sie Beziehungen 
unterhielten, nicht im geringsten 
verheimlichen.»
Besonders fürchtete man um die 
«Verpflichtung der SRG, von wel­
cher wegen ihres Charakters eines 
öffentlichen Dienstes eine Zurück­
haltung erwartet wurde». Diese Zu­
rückhaltung sei durch das Verhalten 
eines Teils des Personals gefährdet. 
Im Anschluss an ein entsprechendes 
Gespräch zwischen dem Chef der 
Bundespolizei und der SRG-Direk-

DOK Telefonabhörung
Der GPK-Bericht vom 10. No­
vember 1992 und die ausführ­
liche Stellungnahme des Bun­
desrates dazu vom 17. Febru­
ar 1993 (total 60 Seiten A4) 
können bestellt werden beim 
Komitee «Schluss mit dem 
Schnüffelstaat», Postfach 
6948, 3001 Bern, gegen Ein­
zahlung von Fr. 15 -  auf PC- 
Konto 30-4469-3, Vermerk: 
«TAB»



tion im Februar 1969 lieferte diese 
der BUPO eine Liste von mehr als 
460 Mitarbeiterinnen des West­
schweizer Fernsehens zur Überprü­
fung ab. Die BUPO identifizierte 
darunter elf Personen, die als Links­
extreme oder wegen Kontakten zu 
osteuropäischen Diplomaten regi­
striert waren. Die SRG-Direktion 
gab, quasi als Gegenleistung, von 
sich aus auch Informationen über 
einzelne Angestellte an die BUPO 
weiter.

Kontrollen
zunehmend «beliebt»
In den siebziger Jahren wurde die 
Abklärung von Demonstrationsab­
sichten sowie die Überwachung und 
Bespitzelung von Demos und Ver­
sammlungen zu einer -  neuen -  
wichtigen Informationsquelle für die 
Politpolizei.
1974 gab die BUPO dazu an einem 
Instruktionskurs einige Empfehlun­
gen ab: «Über die Absichten der 
Veranstalter von Grossdemonstra­
tionen könne man, abgesehen vom

Gespräch im Moment der Bewilli­
gungsverhandlungen, über Vertrau­
enspersonen und bereits laufende 
Telefonkontrollen Informationen 
beschaffen». Die letztere Quelle ste­
he darauf zur Verfügung, weil ’diese 
Anlässe immer ein Echo in revolu­
tionären, radikalen Kreisen haben 
oder von diesen organisiert sind’. 
Was soviel heisst: Diese Personen 
haben keinen Anspruch auf Persön­
lichkeitsschutz. Zur eigentlichen 
Überwachung wurde empfohlen, 
Beamte mit Kleinfunkgeräten aus­
gerüstet in die Demo einzuschleu­
sen. Dem Überwachungsfunktionär 
sei zur Tarnung eine Begleiterin 
mitzugeben: «Er kann so seine Mel­
dung an die Einsatzleitung mit ei­
nem ’tête à tête’ tarnen.» Dass zu­
sätzlich mit versteckten Kameras 
von Fixposten und Beobachtungs­
fahrzeugen aus fotografiert wird «ist 
zur Sicherung von Beweisen selbst­
verständlich».
Die Überwachung des RML-Kon- 
gresses im Mai 1973 mittels Wan­
zen -  auf Anfrage der waadtländi­
schen Polizei durch die BUPO er­

laubt -  wurde letztlich vom Bundes­
gericht ebenfalls geschützt. Vorgän­
gig verteidigte aber Bundesrat Furg- 
ler die Abhörung und schob der 
RML gleich noch selber die Schuld 
für die plazierten Wanzen zu: «Die 
Abhörung sei auch mit Bezug auf 
die Verhältnismässigkeit vertretbar 
gewesen, weil die RML sich so or­
ganisiere, dass sie durch sehr schar­
fe Kontrollen alle Aussenstehenden 
von sich femhalte.»

«Rechtsextremismus»: 
Willkommener Vorwand
Bereits in den siebziger Jahren wur­
de von verschiedener Seite immer 
wieder die Computerisierung der Fi­
chen und Staatsschutzinformationen 
verlangt. Der Kreis-Bericht gibt 
dazu viele interessante Details, na­
mentlich auch über die internen Dis­
kussionen rund um das KIS (Krimi­
nalpolizeiliche Informationssystem), 
die BUSIPO-Nachfolgeprojekte wie 
auch über die EDV-Projekte in den 
achtziger Jahren.
Am 30. März 1984 z.B bewilligte

Bundesrat Friedrich einen Versuchs­
betrieb zur Informatisierung der 
Hauptregistratur. Im Antrag der 
Bundesanwaltschaft dazu wurde ar­
gumentiert, dass die tägliche «Flut» 
der zu bearbeitenden Fichen -  ca. 
450, wovon 132 neue -  von Hand 
nicht mehr zu bewältigen sei.
Im Versuchsbetrieb sollten Informa­
tionen zum «Rechtsextremismus» 
bearbeitet werden mit folgender Be­
gründung: Neben der «leichten Ab- 
grenzbarkeit und der formalen Re­
präsentativität» sei dies doch psy­
chologisch nicht ungeschickt, das 
EDV-Experiment nach aussen mit 
diesem kaum anfechtbaren Sachge­
biet zu begründen (Bekanntwerden 
des Projektantrages; insbesondere 
Mitsprache des Bundesamtes für Ju­
stiz). Zudem als Argument ver­
wendbar, wenn uns Einäugigkeit 
vorgeworfen wird.
Diesen Vorwurf allerdings müssen 
sich die Staatsschützer bis heute ge­
fallen lassen. Auch der Historiker 
Georg Kreis kommt zum Schluss, 
dass die Staatsschützer allemal lie­
ber gegen «links» schnüffelten.

Letzter offizieller Blick in die Schnüffelakten?
Am 1. Mai 1990 (eben hatten 350’000 Leute Einsicht 
in eventuelle Akten der Schnüffelpolizei verlangt) gab 
der mächtig unter Druck stehende Bundesrat einer 
verwaltungsunabhängigen Dreiergruppe unter dem 
Basler Historiker Georg Kreis den Auftrag, einen Be­
richt über die Entwicklung des hiesigen Staatsschut­
zes zu verfassen. Im Oktober 1991 lieferte die Ar­
beitsgruppe ihren Wälzer ab, doch war der hohe Bun­
desrat nicht zufrieden damit. Im Februar 1992 liefer­
ten deshalb Kreis & Co. eine, nach eigenen Aussa­
gen, leicht überarbeitete Fassung nach. Seit dem 11. 
Juni liegt diese zweite Fassung des Berichts Kreis als 
671 Seiten starkes Buch vor: Georg Kreis (Herausge­
ber), «Staatsschutz in der Schweiz, Die Entwicklung 
von 1935-1990» Verlag Paul Haupt, Bern 1993. 
Weshalb diese lange Entstehungsgeschichte? Wes­
halb tut sich der Bundesrat mit einem Bericht schwer, 
den er selbst in Auftrag gegeben hat? Die Mühen des 
Bundesrates haben weniger mit dem schmerzhaften 
Bewältigen der Vergangenheit als mit dem ungewis­
sen Meistern der Zukunft zu tun. Immerhin ist die 
Volksinitiative «Schweiz ohne Schnüffelpolizei -  
S.o.S.» hängig. Nicht Gesetze, Verordnungen, Wei­
sungen oder Kommissionen, sondern nur die ersatz­
lose Abschaffung der Politpolizei bieten Gewähr da­
für, dass der Überwachungsstaat nicht unkontrolliert 
weiterwuchert. Der Bundesrat hat im Hinblick auf die 
Auseinandersetzungen alles Interesse an der Ge­
schichtsklitterung, wonach der Staatsschutz weniger 
der Gesinnungsschnüffelei fröne als der «Terror- und 
Spionageabwehr». Dieser Aspekt sei zu wenig her­
ausgehoben, rügte der Bundesrat die erste Fassung. 
Erstaunlich, wenn man bedenkt, dass ein Teil des 
Berichts, namentlich das Kapitel Nr. 2, zum Thema 
«Begriff und Rechtsgrundlagen des Staatsschutzes», 
ein Plädoyer für griffige Staatsschutzgesetze, eine 
Rechtfertigung allfällig begangener Fehler darstellt. 
Geschrieben wurde es von Otto K. Kaufmann, alt- 
Bundesrichter (CVP), der von 1958 -1 9 6 2  im leiten­
den Ausschuss des «Schweizerischen Aufklärungs­
dienstes» SAD tätig war! Die engen Kontakte des 
SAD zur BUPO sind im Bericht deutlich belegt, aller­
dings in einem anderen Kapitel.

Die Arbeitsgruppe Kreis fügte sich insofern den Wün­
schen des Auftraggebers, als dass der Bericht vor 
allem aus der Optik der BUPO geschrieben ist: Be­
hauptungen, Vermutungen oder falsche Informatio­
nen -  in den Akten zu Häuf vorhanden -  werden von 
den Berichtschreibern weder in Frage gestellt, noch 
ergänzt oder korrigiert. Mit den Haupttätern und -ver­
antwortlichen führte die Arbeitsgruppe Gespräche, 
mit den Hauptbetroffenen dagegen nicht. Sie betont 
in der revidierten Fassung des Berichts die Rolle von 
Spionage und Terror mehr, als sie dies aufgrund des 
Quellenstudiums tun konnte. Damit ist die vorliegende 
Studie in dieser Hinsicht zu einem Parteigutachten 
verkommen. Wann immer der Bundesrat in Zukunft 
unter Berufung auf den Bericht verkünden wird, 
Staatsschutz bedeute gestern-heute-morgen-Terror- 
und Spionagebekämpfung, so wissen wir, dass er et­
was zitiert, das in seinem Sinn korrigiert worden ist.

Alles offenlegen, weiterforschen!
Soll der Bundesrat zitieren. Die Realität des Überwa­
chungsstaates Schweiz war eine andere, die Beispiele 
im Bericht beweisen es, jedes künftige Quellenstudium 
wird es ebenfalls belegen.
Kreis hatte vollen Zugriff auf alle Akten -  während die 
Betroffenen noch immer auf die (zensurierte) Offenle­
gung warten müssen. Die Arbeitsgruppe konnte gar 
nicht anders als bestätigen, dass über Jahrzehnte 
hinweg mit dem Vorwand einer drohenden kommuni­
stischen Machtübernahme alles überwacht wurde, 
was die herrschenden Verhältnisse in Frage stellte 
oder auch bloss kritisierte. Diese Gesinnungsschnüf­
felei diente (von Ausnahmefällen abgesehen) nicht 
der Abwehr von Delikten, sondern der Erhaltung der 
bürgerlich kontrollierten Schweiz.
Der Bericht Kreis bringt gegenüber dem PUK-EJPD- 
Bericht zahlreiche neue und vor allem vertiefte Er­
kenntnisse. Nicht, dass Moritz Leuenbergers Team 
unsorgfältig gearbeitet hätte. Doch jedes Team kann 
angesichts der Aktenberge bloss stichprobenweise 
vorgehen. Und jede Stichprobe fördert andere «facts» 
zutage. Die nächste und übernächste Stichprobe wür­
den wieder andere, neue Ungeheuerlichkeiten auf­

decken. Der Schnüffelstaat Schweiz ist noch lange 
nicht ausgeleuchtet. Die Lügen der Verantwortlichen 
sind erst ansatzweise dokumentiert. Angesichts die­
ser Sachlage gibt’s nur eines: alles offenlegen und 
weiterforschen!
Doch statt die Akten allen Betroffenen und interessier­
ten Geschichtsforschenden zugänglich zu machen, 
werden sie für fünfzig Jahre im Bundesarchiv versenkt 
(wenn auch nicht gleich im Kehrichtofen verbrannt, wie 
ursprünglich beabsichtigt). Mehr als eine Generation 
möchte der Bundesrat Gras über die Geschichte 
wachsen lassen.

Archiv Schnüffelstaat Schweiz ASS
Wäre da nicht das Projekt ASS: Archiv Schnüffelstaat 
Schweiz. Bereits 1990 hat das Komitee «Schluss mit 
dem Schnüffelstaat» mit dem Schweizerischen So­
zialarchiv vereinbart, auf privater Basis so viele Akten 
wie möglich zu sammeln, um so den Kalten Krieg 
gegen die eigene Bevölkerung rekonstruierbar zu ma­
chen. Sobald die Bespitzelten endlich auch ihre Dos­
siers erhalten haben, werden sie eingeladen, ihre Un­
terlagen zur Verfügung zu stellen. Eine wohl noch 
dieses Jahr zu gründende Stiftung wird dieses Projekt 
betreuen und für eine minimale Aufarbeitung und Er­
schliessung des Materials sorgen. Die so zusammen­
kommenden Fichen und Akten werden -  zusammen 
mit ergänzenden Materialien und Stellungnahmen der 
Betroffenen -  dem Sozialarchiv in Zürich als Deposi­
tum übergeben. Dort sollen sie nicht erst in fünfzig, 
sondern bereits in zwei oder drei Jahren zugänglich 
sein. Denn die Übenwachten brauchen keine Angst 
vor der Wahrheit zu haben. Vielleicht aber die Über­
wacher.



Vielen Dank,
Mit Max Schmid (1926-1993) ist am Pfingst- 
samstag ein zuverlässiger Freund und enga­
gierter Förderer unserer Sache gestorben. In 
den 60er Jahren machte sich der Schriftsteller 
mit zeitkritischen Theaterstücken einen Namen. 
1968 gehörte er zu den Mitverfassern des «Zür­
cher Manifests», das die Ruhe-und-Ordnungs- 
Ideologie des bürgerlichen Zürichs anprangerte. 
Das wichtigste Vermächtnis von Max Schmid ist 
sein 1976 erschienenes Buch «Demokratie von 
Fall zu Fall -  Repression in der Schweiz»: eine 
faktenreiche und spannende Materialsammlung 
zu praktisch allen innenpolitischen Kontrover­
sen und Konflikten der Jahre 1960-1975. Mit 
seiner Vortragstournee beim Erscheinen des 
Buchs half Max entscheidend beim Aufbau des 
«Demokratischen Manifests», das dann ein hal­
bes Jahr später durch Ernst Cinceras Spitzelei­
en einen (vorübergehenden) Boom erlebte.
1980 lieferte Max Schmid zwei weitere wichtige 
Materialsammlungen nach: «Schalom! Wir wer­
den Euch töten! Texte und Dokumente zum An-

Max Schmid
tisemitismus in der Schweiz 1930-1980» und 
«Eine Stadt in Bewegung, Materialien zu den 
Zürcher Unruhen. In den 80er Jahren leistete 
Max Schmid mit seiner Arbeit im Verein Pro 
Woz einen unverzichtbaren Beitrag zum Aufbau 
der WochenZeitung. Und selbstverständlich 
nahm Max regen Anteil am Kampf gegen den 
Schnüffelstaat Schweiz, dessen Umtriebe er 
schon früh dokumentiert hatte.
Unser Komitee hat einen Posten von Max 
Schmids Buch «Demokratie von Fall zu Fall» 
geerbt und kann das Buch zum Spezialpreis 
von 10 Franken anbieten (inkl. Versandkosten). 
Das lesefreundliche Buch ist wohl der span­
nendste Einstieg in die Geschichte der 
Schweiz zwischen Kaltem Krieg, 68er Aufbruch 
und 74er Rezession, eine Fundgrube für Zeit­
genossen wie für ’Nachgeborene’. Mit dem bei­
liegenden Einzahlungsschein einfach 10 Fran­
ken überweisen mit dem Vermerk «Schmid» -  
und ein paar Tage danach mit dem Schmökern 
beginnen.

Es fehlen 
40 Seiten

628’000 Franken soll der 670sei- 
tige Kreis-Bericht über den 
Schweizer Schnüffelstaat geko­
stet haben. Oder anders gerech­
net: rund 937 Franken pro Seite. 
Da ist der Fichen-Fritz -  die ein­
zige kritische Zeitung zum Über­
wachungsstaat Schweiz -  um ei­
niges billiger und mindestens 
ebenso informativ! Zum Preis 
von nur 100 Seiten Kreis-Bericht 
könnten wir ein ganzes Jahr ar­
beiten. Für 1993 fehlen uns aber 
noch rund «40 Seiten». Von Ih­
rer Spende und/oder Überwei­
sung des Mitgliederbeitrags für 
1993 (Fr. 20.-) hängt es ab, ob 
der Kreis-Bericht die letzte Pu­
blikation zum Thema «Staats­
schutz» bleiben soll... Im voraus 
ganz herzlichen Dank für Ihre 
Unterstützung!

Schniiffelcomputer DOSIS: 
Telefonnummern 

statt Bankkonten gespeichert?
«In ’DOSIS’ werden nicht Erkenntnisse über den 
Fluss illegaler Drogengelder über Schweizer Bank­
konten gesammelt, dazu fehlen uns die rechtlichen 
Kompetenzen», sagte Lutz Krauskopf, Direktor des 
Bundesamtes für Polizeiwesen, in einem Interview 
mit dem Tages-Anzeiger vom 8. Februar 1993. Die 
Drogenfahndung habe ein grosses Bedürfnis nach 
«ungesicherten» Daten, zum Beispiel: «Wenn bei 
einem aufgegriffenen ’Dealer’ eine Agenda gefun­
den wird mit Hunderten von Telefonnummern wol­
len wir diese alle in unserem Drogenfahndungssy­
stem haben». Eine gesetzliche Grundlage für «DO­
SIS» gibt es nicht, höchstens eine Verordnung. Die 
Speicherkapazitäten der gesamten DEC-Anlage 
reichen neben der Drogendatenbank «DOSIS» 
auch noch für die Staatsschutzdatenbank ISIS und 
die Geschäfte des Sonderbeauftragten für die Fi­
chen- und Dossiereinsicht aus!

W irtsch a ftsk r ise  und Sozialafc»bau in Eur op a
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T ag u n g  d e r  
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Linken?
Debatte m it
Jutta Ditfurth, Ökologische Linke, Publizistin, Mitglied im 
Hauptvorstand der IG Medien, Frankfurt a. M,
Christine Goll, Nationalrätin der Frauen macht Politik! (FraP), 
Zürich
Ernest Mandel, IV. Internationale, marxistischer Ökonom, 
Brüssel
B eate  W illi, interimistische Sekretärin VPOD Soziale Institu­
tionen, Zürich
Christian Zelter, Geograf, Mitglied der Sozialistischen Alter­
native und des VPO D, Basel

Samstag, 19. Juni, 10.00h bis 17.45h
Rest, zum Alten Warteck, Clarastrasse 59, Basel, ab Bahnhof 
SBB Tram Nr. 2 Haltestelle Mustermesse

Züge: Luzern 7.56, Olten 8.39,8.49, Zürich 8.00, 8.37, Bern 7.48, Biel/Bienne 8.30, 
St. Gallen 6.41, W interthur 7.27, 7.51, Zug 7.09, 7.28, Freiburg i. Br. D 8.41, IC 8.59, 
Mulhouse 8.51,9.10



Rätseln Sie mit Ogis Telefon-Schnüffler 
auf der Pirsch

Dieses Photo von Daniel Schmid bereitet uns einiges Kopfzerbrechen. 
Was könnte sich dahinter verbergen?
1. Es handelt sich hier um eine im EJPD-Jargon getarnte geheime Sam­
melstelle für Schnüffeldossiers.
2. Hier entwickelt eine High-Tech-Firma die Software für Schnüffelcom­
puter -  «Snuffeldoos» statt «MS-Dos».
3. Das Bild zeigt ein Spezialgeschäft für Schnupftabakdosen -  in der 
dortigen Landessprache «Snuffeldoos» genannt.
4. Die Fotografie ist eine plumpe Fälschung aus linken Kreisen, die 
damit eine neue Staatsschutzdebatte anzetteln wollen.
Vielleicht lüften Sie das Geheimnis. Die richtige Lösung auf Postkarte 
einsenden an Komitee «Schluss mit dem Schnüffelstaat», Postfach 
6948, 3001 Bern. Einsendeschluss 31. Juli 1993 (Datum Poststempel). 
1.-10. Preis 1 Buch von Max Schmid «Demokratie von Fall zu Fall».

Ohne gesetzliche Grundlage, aber mit viel Aufwand 
lässt Bundesrat Ogi mehr als 40 PTT-Beamte täglich, 
vorab drahtlos geführte, Telefongespräche belauschen. 
Hinzu kommen das Abhören von Funkgeräten und die 
Kontrolle von Modems. Auf der Suche nach Billigap­
paraten, die per 1. Mai 1992 durch das neue Femmel- 
degesetz als illegal bezeichnet worden sind, jagen die 
Beamten jetzt die Sünderinnen und Sünder, hören täg­
lich Hunderte von Gesprächen in der ganzen Schweiz 
mit, um herauszufinden, ob es sich um einen legalen 
oder illegalen Apparat handelt. Dabei kann sich das 
Bakom (Bundesamt für Kommunikation) gemäss Be­
richt in der SonntagsZeitung vom 23. Mai 1993 selber 
Durchsuchungsbefehle ausstellen! Im Kleingedruckten 
des Strafbescheids hält das Bakom fest: «Der Beschul­
digte verzichtet ausdrücklich auf jedes Rechtsmittel!» 
Im vergangenen Jahr wurden 250 Verwaltungsstrafver­
fahren gegen Einzelpersonen und Händler eröffnet. 
Wieviele Tausend Telefongespräche bisher mitgehört 
worden sind, darüber schweigt sich das Bakom aus.

Staatsschutz-Sicherheitsdelegation: 
Magere Bilanz nach zwei Jahren!

Im Staatsschutz habe ein Um­
denken stattgefunden, erklär­
ten die ausschliesslich männli­
chen Vertreter der Staats­
schutz-Sicherheitsdelegation 
anlässlich ihrer Pressekonfe­
renz vom 27. Mai 1993. Man 
habe aufschlussreiche Gesprä­
che geführt mit den Verant­
wortlichen bei BUPO und EMD.
Allerdings w irkt diese Aussage eher 
unglaubwürdig, stellt die Sicher­
heitsdelegation doch selber fest, 
dass bei der BUPO immer noch die­
selben Beamten wie vor den PUK- 
EJPD-Untersuchungen tätig seien 
und die über lange Jahre «einge­
spielten Strukturen» zwischen BUPO 
und UNA nicht so einfach aufgelöst 
werden könnten. Die Staatsschutz­
weisungen werden zwar von der De­
legation als zu wenig detailliert be­
mängelt. Sie empfiehlt deshalb dem 
Bundesrat, genauer festzulegen, wel­

che verfassungsmässigen Tätigkei­
ten von den Staatsschützern nicht 
mehr überwacht werden dürfen. 
Doch sonst sei alles auf gutem 
Wege...
Das seit einem Jahr bestehende 
Staatsschutz-Kontrollgrem ium wirkte 
sichtlich überfordert und auch nicht 
m otiviert, den Politschnüfflern w irk­
lich in die Computer zu schauen. Es 
g ibt zwar eine Pendenzenliste mit 
Themen und Bereichen, welche die 
S icherheitsdelegation noch überprü­
fen will. Zur Zeit sei man aber absor­
biert mit den Untersuchungen im Zu­
sammenhang mit dem Pilotenaus­
tausch mit Südafrika.

Arnold Koller träum t von einem Bun­
desamt für Verfassungsschutz: 

Anlässlich der Kantonalen Justiz- 
und Polizeidirektoren-Konferenz 
(KKJPD) vom November 1992 bedau­
erte Bundesrat Koller, dass der Voll­
betrieb der neuen Staatsschutz-Datei

ISIS erst im Laufe des Jahres 1993 
aufgenommen werden kann. Die Er­
fassung der Daten sei von den zu­
ständigen Projektleitern lange unter­
schätzt worden. Der Zugriff auf die 
alten Fichen sei eben nur möglich, 
wenn der Sonderbeauftragte René 
Bacher diese auch freigebe. Hinge­
gen w irke die Reorganisation der 
Bundesanwaltschaft positiv auf die 
M otivation der M itarbeiterinnen und 
zeige eine klare Effizienzsteigerung. 
Die Verstärkung der Zentralstellen, 
die sich nun im Bundesamt für Poli­
zeiwesen finden, werde weiter voran­
getrieben. O ffensichtlich hat der 
Bundesrat zwischenzeitlich be­
schlossen, der Bundespolizei weiter­
hin sowohl die präventiven Staats­
schutzaufgaben als auch die gericht­
liche Polizei zuzuweisen. Also bleibt 
alles beim alten, ausser dem Namen: 
Bundesrat Koller liebäugelt (wohl 
nach deutschem Vorbild) m it «Bun­
desamt für Verfassungsschutz»!


